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B-VG Art133 Abs4

VWGVG §24 Abs1

VWGVG §28 Abs1

VWGVG §28 Abs2

. AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 01.06.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

—_

A N

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gultig ab 01.06.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

3. AsylG 2005 § 3 gultig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

4. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

5. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

N

. VWGVG § 24 heute
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2. VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VwGVG § 24 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch

W114 2282814-1/8E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Bernhard DITZ tber die Beschwerde von XXXX geb.
XXXX , Staatsangehdrigkeit Arabische Republik Syrien, vertreten durch das Land Oberdsterreich als Kinder- und
Jugendhilfetrager, vertreten durch die BH Linz Urfahr-Umgebung, diese vertreten durch XXXX , gegen den Bescheid des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl, Regionaldirektion Oberdsterreich, AuBenstelle Linz, vom 13.11.2023, ZI.
1324002803/222855727, nach Durchfiihrung einer muindlichen Verhandlung am 15.02.2024 zu Recht:Das
Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Bernhard DITZ tber die Beschwerde von romisch XXXX
geb. romisch XXXX , Staatsangehdrigkeit Arabische Republik Syrien, vertreten durch das Land Oberdsterreich als
Kinder- und Jugendhilfetrager, vertreten durch die BH Linz Urfahr-Umgebung, diese vertreten durch rémisch XXXX,
gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl, Regionaldirektion Oberdsterreich, AulRenstelle
Linz, vom 13.11.2023, ZI. 1324002803/222855727, nach Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung am 15.02.2024
zu Recht:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. XXXX , geboren am XXXX , im Weiteren: Beschwerdefihrer oder BF, ein Staatsburger der Arabischen Republik
Syrien, stellte nach unrechtméRiger Einreise in das Bundesgebiet in Osterreich am 12.09.2022 einen Antrag auf
internationalen Schutz.1. romisch XXXX , geboren am rémisch XXXX, im Weiteren: Beschwerdefihrer oder BF, ein
Staatsbiirger der Arabischen Republik Syrien, stellte nach unrechtméRiger Einreise in das Bundesgebiet in Osterreich
am 12.09.2022 einen Antrag auf internationalen Schutz.

2. In seiner Erstbefragung am 13.09.2022 gab er an ,, XXXX “ zu heil3en, syrischer Staatsburger, Angehdoriger der
Volksgruppe der Araber und Moslem zu sein. Er sei in ,Japid“ geboren. Er habe keine Schulbildung. Sein Vater sei
verstorben. Seine Mutter, zwei Brider und vier Schwestern befanden sich in Syrien. Ein Bruder befande sich in
Osterreich und verflige Uber den Status eines Asylberechtigten. Sein ,Wohnsitz" in Syrien sei in ,Madan Jadid“. Er habe
vor ca. zwei Monaten beschlossen, Syrien zu verlassen und sei vor ca. 1,5 Monaten aus Syrien ausgereist. Er selbst

habe seine Reise ohne Schlepper organisiert. Befragt, warum er Syrien verlassen habe, fUhrte er aus, dass in Syrien
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Krieg herrsche und dass die Lage sehr unsicher sei. Die Lebensumstdnde seien schlecht gewesen. Er habe keine
Zukunft gehabt. Das seien alle seine Fluchtgriinde. Er habe Angst um sein Leben.2. In seiner Erstbefragung am
13.09.2022 gab er an ,, romisch XXXX “ zu heil3en, syrischer Staatsburger, Angehdriger der Volksgruppe der Araber und
Moslem zu sein. Er sei in ,Japid” geboren. Er habe keine Schulbildung. Sein Vater sei verstorben. Seine Mutter, zwei
Briider und vier Schwestern befénden sich in Syrien. Ein Bruder befinde sich in Osterreich und verfiige (iber den
Status eines Asylberechtigten. Sein ,Wohnsitz” in Syrien sei in ,Madan Jadid”. Er habe vor ca. zwei Monaten
beschlossen, Syrien zu verlassen und sei vor ca. 1,5 Monaten aus Syrien ausgereist. Er selbst habe seine Reise ohne
Schlepper organisiert. Befragt, warum er Syrien verlassen habe, fuhrte er aus, dass in Syrien Krieg herrsche und dass
die Lage sehr unsicher sei. Die Lebensumstande seien schlecht gewesen. Er habe keine Zukunft gehabt. Das seien alle
seine Fluchtgrinde. Er habe Angst um sein Leben.

3. Im Zuge des Asylverfahrens legte der Beschwerdefiihrer einen syrischen Personalausweis vor. Dieser
Personalausweis wurde am 19.12.2021 in ,,Ar Ragqga - Alhadiqa Albeidaa” ausgestellt. In diesem Dokument wird der BF
als , XXXX “ bezeichnet und sein Geburtsdatum mit XXXX angegeben, wobei als Geburtsort ,Alneamat” genannt
wird.3. Im Zuge des Asylverfahrens legte der Beschwerdefiihrer einen syrischen Personalausweis vor. Dieser
Personalausweis wurde am 19.12.2021 in ,Ar Ragqga - Alhadiqa Albeidaa” ausgestellt. In diesem Dokument wird der BF
als ,, rémisch XXXX “ bezeichnet und sein Geburtsdatum mit rémisch XXXX angegeben, wobei als Geburtsort ,,Alneamat”
genannt wird.

4. In der Einvernahme vor dem Bundesamt flr Fremdenwesen und Asyl (BFA) am 25.05.2023 wurde ableitend aus
dem Familiennamen seines Bruders XXXX , der in Osterreich tiber den Status eines Asylberechtigten verfiigt, und unter
Berucksichtigung des syrischen Personalausweises, den der BF selbst vorgelegt hat, der Beschwerdeflihrer als XXXX
bezeichnet. Er sei ledig. Er sei in der Stadt Madan Jadid (auch als Ma“din Jadid bezeichnet) / Dorf AlIneamat geboren. Er
habe keine Schule besucht und sei Analphabet. Er habe in Syrien als Friseur und am Bau gearbeitet. Sein Vater sei
bereits im Jahr 2019 an Lungenkrebs verstorben. Er habe drei Brider und vier Schwestern. Seine Mutter, sein
37jahriger Bruder XXXX , sein ca. 27jahriger Bruder XXXX und seine Schwester XXXX wuirden in der Stadt Ar Raqga
wohnen. Seine ,letzte offizielle Anschrift in Syrien” sei in der Stadt Ma’din Jadid gewesen. Er habe dort nur so lange
gelebt, bis das Regime gekommen sei. Zuletzt habe er in Syrien in der Stadt Ar Ragqa in einem Mietshaus gelebt. Seine
Mutter und die jungste Schwester wirden immer noch dort wohnen. Ar Raqga werde aktuell von den Kurden
kontrolliert, die dort die Macht hatten. Die Kosten seiner schlepperunterstitzten Flucht hatten EUR 5.000.-- betragen.
Er wisse nicht, wer seine Ausreise organisiert habe. Er sei ausgereist, weil es bei den Kurden Zwangsrekrutierungen
gegeben habe. Die Kurden hatten in Hausern Razzien durchgefiihrt und Kontrollposten errichtet. Er selbst sei niemals
mit Kurden in Kontakt gewesen. Befragt, warum er den Militardienst generell ablehne, antwortete er, dass er keine
Waffen tragen wolle. Er selbst, oder seine Familie seien nicht politisch aktiv gewesen.4.  In der Einvernahme vor dem
Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl (BFA) am 25.05.2023 wurde ableitend aus dem Familiennamen seines Bruders
rémisch XXXX , der in Osterreich Uiber den Status eines Asylberechtigten verfiigt, und unter Beriicksichtigung des
syrischen Personalausweises, den der BF selbst vorgelegt hat, der Beschwerdeflhrer als romisch XXXX bezeichnet. Er
sei ledig. Er sei in der Stadt Madan Jadid (auch als Ma’din Jadid bezeichnet) / Dorf Alneamat geboren. Er habe keine
Schule besucht und sei Analphabet. Er habe in Syrien als Friseur und am Bau gearbeitet. Sein Vater sei bereits im Jahr
2019 an Lungenkrebs verstorben. Er habe drei Brider und vier Schwestern. Seine Mutter, sein 37jahriger Bruder
réomisch XXXX , sein ca. 27jahriger Bruder romisch XXXX und seine Schwester romisch XXXX wuirden in der Stadt Ar
Ragga wohnen. Seine ,letzte offizielle Anschrift in Syrien” sei in der Stadt Ma’din Jadid gewesen. Er habe dort nur so
lange gelebt, bis das Regime gekommen sei. Zuletzt habe er in Syrien in der Stadt Ar Ragqga in einem Mietshaus gelebt.
Seine Mutter und die jingste Schwester wirden immer noch dort wohnen. Ar Ragga werde aktuell von den Kurden
kontrolliert, die dort die Macht hatten. Die Kosten seiner schlepperunterstitzten Flucht hatten EUR 5.000.-- betragen.
Er wisse nicht, wer seine Ausreise organisiert habe. Er sei ausgereist, weil es bei den Kurden Zwangsrekrutierungen
gegeben habe. Die Kurden hatten in Hausern Razzien durchgefiihrt und Kontrollposten errichtet. Er selbst sei niemals
mit Kurden in Kontakt gewesen. Befragt, warum er den Militdrdienst generell ablehne, antwortete er, dass er keine
Waffen tragen wolle. Er selbst, oder seine Familie seien nicht politisch aktiv gewesen.

5. Ineiner Stellungnahme vom 09.06.2023 fihrte die Bundesagentur fur Betreuungs- und Unterstitzungsleistungen
GmbH in Vertretung des minderjahrigen Beschwerdeflihrers aus, dass ,die meisten verifzierten Falle von
Zwangsrekrutierungen Minderjahriger in Idlib, der Herkunftsregion des Beschwerdeflihrers, vorkommen” wuirden.



Zusatzlich wirde der Beschwerdefuhrer bei einer Riickkehr nach Syrien auch deswegen verfolgt werden, weil er Syrien
illegal verlassen habe und im Ausland einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt habe. Er werde bei einer
Rackkehr als Volljahriger bald Opfer einer Rekrutierung durch das syrische Regime bzw. durch Kurden sein. Eine
innerstaatliche Fluchtalternative liege nicht vor. Zudem sei das Kindeswohl des minderjahrigen Beschwerdefuhrers zu
berucksichtigen. Seine politische Gesinnung, bzw. seine Zugehorigkeit zur ,sozialen Gruppe der Jungen im wehrfahigen
Alter” seien von ,entscheidender Asylrelevanz”.

6. Mit undatierter Vollmacht der Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung erteilte das Land Oberésterreich als
Kinder- und Jugendhilfetrager, vertreten durch die Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung dem XXXX die Befugnis
den minderjahrigen Beschwerdefihrer im Asyl- als auch in einem Beschwerdeverfahren beim
Bundesverwaltungsgericht (BVwG) zu vertreten.6. Mit undatierter Vollmacht der Bezirkshauptmannschaft Urfahr-
Umgebung erteilte das Land Oberosterreich als Kinder- und Jugendhilfetrager, vertreten durch die
Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung dem rémisch XXXX die Befugnis den minderjahrigen Beschwerdefihrer im
Asyl- als auch in einem Beschwerdeverfahren beim Bundesverwaltungsgericht (BVwG) zu vertreten.

7. Mit Bescheid des BFA vom 13.11.2023, ZI. 1324002803/222855727, wurde der Antrag des Beschwerdefihrers auf
internationalen Schutz gemaR § 3 Abs. 1iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 hinsichtlich der Zuerkennung des Status eines
Asylberechtigten abgewiesen (Spruchpunkt I.). GemafR § 8 Abs. 1 AsylG 2005 wurde dem Beschwerdefiihrer jedoch der
Status eines subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Arabische Republik Syrien zuerkannt
(Spruchpunkt 1) und gemdR& 8 Abs. 4 AsylG 2005 eine befristete Aufenthaltsberechtigung fur subsidiar
Schutzberechtigte fir ein Jahr erteilt (Spruchpunkt Il1.).7. Mit Bescheid des BFA vom 13.11.2023, ZI.
1324002803/222855727, wurde der Antrag des Beschwerdeflhrers auf internationalen Schutz gemafd Paragraph 3,
Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 hinsichtlich der Zuerkennung des Status
eines Asylberechtigten abgewiesen (Spruchpunkt rémisch eins.). GemaR Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 wurde
dem Beschwerdeflihrer jedoch der Status eines subsididar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat
Arabische Republik Syrien zuerkannt (Spruchpunkt rémisch Il.) und gemal Paragraph 8, Absatz 4, AsylG 2005 eine
befristete Aufenthaltsberechtigung fir subsidiar Schutzberechtigte flr ein Jahr erteilt (Spruchpunkt rémisch I11.).

Begrindend wurde im Wesentlichsten zusammenfassend in dieser Entscheidung ausgefihrt, dass der BF in Syrien in
Ma’din Jadid geboren sei und dort auch bis zu seiner Ausreise aus Syrien gelebt habe, wobei im nachsten Satz auch
festgestellt wurde, dass er zuletzt in der Stadt Ar Raqqa gelebt habe. Dieses Gebiet - so das BFA - befinde sich unter
Kontrolle des syrischen Regimes. Der BF habe Syrien im Alter von 15 Jahren verlassen. Ihm habe zum Zeitpunkt der
Erlaaung dieser Entscheidung keine Verfolgung aus Grinden, die mit einer Rekrutierung zu einer militarischen Einheit
in Zusammenhang gebracht werden kénnten, zumal der jugendliche Beschwerdefihrer zu jung sei, um zwangsweise
rekrutiert zu werden. Auch sonstige Verfolgungsgriinde wirden nicht vorliegen. Die Sicherheitslage in Syrien sei jedoch
instabil, sodass ihm der Status eines subsididr Schutzberechtigten zu gewahren sei.

Diese Entscheidung wurde dem BF am 17.11.2023 durch Ubernahme dieses Bescheides durch einen Mitarbeiter des
dazu berechtigten XXXX zugestellt.Diese Entscheidung wurde dem BF am 17.11.2023 durch Ubernahme dieses
Bescheides durch einen Mitarbeiter des dazu berechtigten romisch XXXX zugestellt.

8. Gegen die abweisende Entscheidung hinsichtlich der Gewahrung des Status eines Asylberechtigten, erhob der
BF, vertreten durch das XXXX , mit Schriftsatz vom 30.11.2023 fristgerecht Beschwerde an das BVwG.8. Gegen die
abweisende Entscheidung hinsichtlich der Gewahrung des Status eines Asylberechtigten, erhob der BF, vertreten
durch das rémisch XXXX, mit Schriftsatz vom 30.11.2023 fristgerecht Beschwerde an das BVwWG.

In der Beschwerde wurde auch der Antrag auf Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung vor dem BVwG gestellt.

9. Die gegenstandliche Beschwerde und die Unterlagen des Verwaltungsverfahrens wurden dem BVwG am
15.12.2023, mit Schreiben des BFA vom 07.12.2023, zur Entscheidung vorgelegt.

10.  Mit der Ladung zur miundlichen Beschwerdeverhandlung am 22.12.2023 zur GZ W114 2282814-1/3Z, wurde eine
umfangreiche Liste von aktuellen Dokumenten, die damit in das verfahrensgegenstandliche Beschwerdeverfahren
eingebracht wurden, zum Parteiengehoér Ubermittelt. In der Ladung wurde auch darauf hingewiesen, dass
erforderlichenfalls diese Dokumente auch beim BVwWG bezogen werden kénnten. Das BFA und der vertretene BF
verzichteten auf eine Zurverfiigungstellung von einzelnen Dokumenten.
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11. Weder das BFA noch der BF oder seine Rechtsvertretung haben vor der mindlichen Beschwerdeverhandlung
am 15.02.2024 zum vom BVwG ins Beschwerdeverfahren eingebrachten Landerinformationsmaterial eine schriftliche
Stellungnahme abgegeben.

12.  Am 15.02.2024 fand in Abwesenheit eines Vertreters des BFA im BVwG eine mundliche Beschwerdeverhandlung
statt, bei der der Beschwerdeflhrer hinsichtlich der Plausibilitdt und Nachvollziehbarkeit seiner von ihm behaupteten
Verfolgung durch das syrische Assad-Regime wegen eines ihm in Zukunft drohenden Militardienstes bzw. durch
kurdische Milizen in Erflllung der in Nord- bzw. in Nordostsyrien geltenden kurdischen Selbstverteidigungspflicht bei

einer Rickkehr nach Syrien befragt wurde.

Dabei stellte sich heraus, dass der BF wahrend der letzten drei bis vier Jahre in Syrien zuletzt in der Stadt Ar Ragga
gewohnt bzw. gelebt hatte. Er hat dort auch sowohl als Helfer bei einem Friseur, als Helfer bei einem Zuckerbacker und
als Hilfsarbeiter am Bau gearbeitet. Zudem verflgt er in der Stadt Ar Ragga Uber ein umfangreiches familidres
Netzwerk, weil dort zwei Brider mit ihren Familien und mehrere Geschwister seiner Eltern mit deren Familien leben.

Zudem hat der BF selbst auch ausgefuhrt, dass die Stadt Ar Ragga unter kurdischer Kontrolle stehe.

Von einer mundlichen Verkindung des Erkenntnisses nahm das BVwG unter Hinweis auf§ 29 Abs. 3 VwGVG
Abstand.Von einer mundlichen Verkindung des Erkenntnisses nahm das BVwG unter Hinweis auf Paragraph 29,
Absatz 3, VWGVG Abstand.

Il. Daraus ergibt sich fur das Bundesverwaltungsgerichtréomisch |Il. Daraus ergibt sich fir das

Bundesverwaltungsgericht:
1. Feststellungen:

Der entscheidungsrelevante Sachverhalt steht fest. Auf Grundlage des verfahrensgegenstandlichen Antrages auf
internationalen Schutz des BF vom 12.09.2022, der diesbezlglichen Erstbefragung am 13.09.2022 und der
Einvernahme des BF vor dem BFA am 25.05.2023, des vom BF im Asylverfahren vorgelegten Fotos eines syrischen
Familienbuches, des vom BF vorgelegten syrischen Personalausweises, dessen Echtheit durch eine kriminaltechnische
Untersuchung bestatigt wurde, der Stellungnahme der Bundesagentur flr Betreuungs- und Unterstttzungsleistungen
GmbH vom 09.06.2023, des angefochtenen Bescheides des BFA vom 13.11.2023, ZI. 1324002803/222855727, der gegen
diesen Bescheid eingebrachten Beschwerde vom 30.11.2023, der Einsichtnahme in die Bezug habenden
Verfahrensunterlagen des BFA, einer besonderen Berticksichtigung folgender Berichte und Anfragenbeantwortungen:

? UNHCR-Erwagungen zum Schutzbedarf von Personen, die aus der arabischen Republik Syrien fliehen vom Marz
2021;
? Accord-Anfragebeantwortung zu Syrien: Voraussetzungen fiur Einreise syrischer Staatsangehoriger in Gebiete

unter Kontrolle der SDF/YPG in Nordostsyrien; Legale Einreise aus dem Irak bzw. der Turkei; Informationen zum
Grenzibergang Semalka - Faysh Khabur; Kontrolle der Grenziibergange zwischen Nordostsyrien und der Turkei/dem
Irak vom 23.05.2022;

? Bericht des Danish Immigration Service - Syrien - Military recruitment in Hasakah Governorate vom Juni 2022;

? Anfragebeantwortung der Staatendokumentation zu Syrien ,Fragen des BVwG zur Wehrpflicht in Gebieten
auBerhalb der Kontrolle der syrischen Regierung” vom 14.10.2022;

? Anfragebeantwortung der Staatendokumentation zu Syrien ,Fragen des BVWG zu Ruckkehrern nach Syrien” vom
14.10.2022;

? EUAA - Leitfaden Syrien - Februar 2023;

? BFA-Staatendokumentation-Anfragebeantwortung: Syrien - Rekrutierungspraxis YPG; Rekrutierung von Arabern
vom 08.03.2023;

? ACCORD Anfragebeantwortung Syrien - Kontrollen durch Sicherheitsbehdrden bei Einreise, Auswirkungen von
negativem Asylbescheid vom 09.06.2023;

? ACCORD Anfragebeantwortung: Syrien - Konsequenzen bei Verweigerung des Dienstes in den
Selbstverteidigungskraften; Konsequenzen fur Angehdrige; Wahrnehmung von Personen, die den Dienst in den
Selbstverteidigungskraften verweigern; Situation von Arabern; Einsatz von Rekruten im Rahmen der
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Selbstverteidigungspflicht an der Front vom 18.08.2023;

? ACCORD Anfragebeantwortung: Syrien - Moglichkeit der syrischen Behdrden, in den kurdisch kontrollierten
Gebieten, in denen die Regierung Prasenz hat (Manbij, Ain Al-Arab, Tal Rifaat, Landstreifen entlang der turkischen
Grenze) Personen fur den Reservedienst einzuziehen; Personenkontrollen in diesen Gebieten, die einen Aufgriff von
Regierungskritikerinnen ermdglichen” vom 24.08.2023;

? ACCORD Anfragebeantwortung: Syrien - Konsequenzen bei Verweigerung des Dienstes in den
Selbstverteidigungskraften; Konsequenzen fur Angehdrige; Wahrnehmung von Personen, die den Dienst in den
Selbstverteidigungskraften verweigern; Situation von Arabern; Einsatz von Rekruten im Rahmen der
Selbstverteidigungspflicht an der Front vom 06.09.2023;

? ACCORD Anfragebeantwortung: Syrien - Rekrutierung Wehrpflichtiger durch die syrische Regierung in Manbij
(Provinz Aleppo) [a-12201-1] vom 07.09.2023;

? ACCORD Anfragebeantwortung: Syrien - Aktualitdt von Dekret Nr. 3 vom 4. September 2021 bezlglich
Selbstverteidigungsdienst in der Autonomen Administration von Nord- und Ostsyrien (AANES); Anwendung des
Dekrets in der Stadt Manbij; Einberufung alterer Manner zum Selbstverteidigungsdienst; Hochstalter, bis zu dem
Wehrdienstverweigerer eingezogen werden kénnen vom 07.09.2023;

? EUAA-Bericht zu Syrien - Sicherheitslage vom Oktober 2023;

? BFA-Staatendokumentation-Anfragebeantwortung: Syrien - Situation an der Grenze zur Turkei und zum Irak vom
10.10.2023;

? BFA-Staatendokumentation - Turkei - Ein- und Durchreisebestimmungen fur Syrer, Passieren von
GrenzUbergangen zu Syrien vom 24.10.2023 und

? BFA-Staatendokumentation - Syrien - Situation bei Grenzlbertritten nach Syrien vom 25.10.2023;

? derzeit aktuellstes Landerinformationsblatt der Staatendokumentation zu Syrien vom 27.03.2024 (aus dem COI-
CMS - Version 11) (LIB);

und einer Einsichtnahme in das Strafregister des Beschwerdeflhrers, das Register zur Grundversorgung und unter
Berucksichtigung der Ergebnisse der am 15.02.2024 im BVwG durchgefihrten Beschwerdeverhandlung bzw. des
persoénlichen Eindruckes, den sich das erkennende Gericht in dieser mindlichen Verhandlung vom Beschwerdeflhrer
verschaffen konnte, werden folgende Feststellungen getroffen und der Entscheidung zugrunde gelegt:

1.1. Zur Person des Beschwerdeflihrers:

Der Beschwerdefthrer wurde am XXXX in Syrien im Gouvernement Raqqa in Ma’'din Jadid / Dorf Alneamat geboren. Er
ist syrischer Staatsburger, Angehdriger der Volksgruppe der Araber und sunnitischer Moslem. Seine Muttersprache ist
Arabisch. Er ist ledig und kinderlos, bzw. derzeit mit 17 Jahren auch selbst noch minderjahrig. Sein Vater ist bereits
verstorben. Seine Mutter und zwei Brider mit ihren Familien, sowie mehrere Geschwister seiner Eltern und deren
Familien leben aktuell in der syrischen Stadt Ar Raqga. Der Beschwerdeflhrer hat zuletzt, bevor er Syrien verlassen
hat, jedenfalls Gber einen Zeitraum von zumindest drei Jahren (vermutlich jedoch langer) in Ar Ragqga-Stadt gelebt. Er
hat durch familidre Unterstiitzung dort auch FuB gefasst und lebte dort verfestigt in Sicherheit, ohne von syrischen
oder kurdischen Behorden belastigt oder verfolgt zu werden, hatte dort ein familiares Netzwerk und Freunde, wohnte
mit seiner Mutter in einem Haus, das seiner Grof3familie gehort, konnte alle wesentlichen menschlichen
Grundbedurfnisse decken und ging mehreren Beschaftigungen nach. So arbeitete er als Hilfskraft bei einem Friseur
und einem Zuckerbacker, sowie als Hilfsarbeiter am Bau. Das erkennende Gericht gelangt damit zum Ergebnis, dass
die nordsyrische Stadt Ar Raqqa als letzter syrischer Herkunftsort des Beschwerdeflhrers zu betrachten ist.Der
Beschwerdefiihrer wurde am rémisch XXXX in Syrien im Gouvernement Raqga in Ma’'din Jadid / Dorf Alneamat
geboren. Er ist syrischer Staatsburger, Angehdriger der Volksgruppe der Araber und sunnitischer Moslem. Seine
Muttersprache ist Arabisch. Er ist ledig und kinderlos, bzw. derzeit mit 17 Jahren auch selbst noch minderjahrig. Sein
Vater ist bereits verstorben. Seine Mutter und zwei Brider mit ihren Familien, sowie mehrere Geschwister seiner Eltern
und deren Familien leben aktuell in der syrischen Stadt Ar Ragga. Der BeschwerdefUhrer hat zuletzt, bevor er Syrien
verlassen hat, jedenfalls Uber einen Zeitraum von zumindest drei Jahren (vermutlich jedoch langer) in Ar Ragga-Stadt
gelebt. Er hat durch familidre Unterstiitzung dort auch FuB gefasst und lebte dort verfestigt in Sicherheit, ohne von



syrischen oder kurdischen Behorden belastigt oder verfolgt zu werden, hatte dort ein familidres Netzwerk und
Freunde, wohnte mit seiner Mutter in einem Haus, das seiner Grof3familie gehort, konnte alle wesentlichen
menschlichen Grundbedtrfnisse decken und ging mehreren Beschaftigungen nach. So arbeitete er als Hilfskraft bei
einem Friseur und einem Zuckerbdacker, sowie als Hilfsarbeiter am Bau. Das erkennende Gericht gelangt damit zum
Ergebnis, dass die nordsyrische Stadt Ar Raqqga als letzter syrischer Herkunftsort des Beschwerdefihrers zu betrachten
ist.

Die syrische Stadt Ar Ragga ist Gouvernementshauptstadt des gleichnamigen Gouvernements Ragga und Teil Nord-
bzw. Nordostsyriens, in welcher die Kontrolle durch kurdische Einheiten bzw. kurdische Milizen ausgeubt wird. Das
kurdisch kontrollierte Gebiet in Nord- bzw. Nordostsyrien wird von den Kurden selbst als Rojava bezeichnet.

Rojava wird von der kurdischen Autonomen Verwaltung von Nord und Ostsyrien (AANES) verwaltet und beherrscht.
Der vom syrischen Regime kontrollierte Flughafen Qamishli sowie die ebenfalls in Qamishli vom syrischen Assad-
Regime kontrollierten Regime-Enklaven (,Sicherheitsquadrate”) sowie die bei Al Hasaka befindlichen
Sicherheitsquadrate, die ebenfalls vom syrischen Regime kontrolliert werden, befinden sich in einer Entfernung von Ar
Raqgqa von weit mehr als 180 km. Dass der BF diese Sicherheitsquadrate besuchen musse, wurde vom BF nicht einmal
behauptet.

Der Beschwerdeflihrer hatte in Syrien bis zu seiner Ausreise aus Syrien weder Probleme mit dem syrischen Assad-
Regime noch mit den kurdischen Machthabern bzw. mit kurdischen militdrischen Einheiten. Er verlieR als 15jahriger
Minderjahriger sein Herkunftsgebiet rund um seinen syrischen Herkunftsort Ar Raqga ca. Anfang August 2022 und
reiste schlepperunterstitzt Uber die Turkei und auf der sogenannten Balkanroute bis in das &sterreichische
Staatsgebiet. Er stellte nach seinem Grenzubertritt nahe der ungarisch-6sterreichischen Grenze am 12.09.2022 einen
Antrag auf internationalen Schutz.

Der Beschwerdefiihrer ist gesund, arbeitsfahig, besucht in Osterreich derzeit weder eine Schule, noch absolviert er
eine Lehre. Er verflgt Uber den ihm vom BFA mit Bescheid vom 13.11.2023, ZI. 1324002803/222855727, gewahrten
Status eines subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf die arabische Republik Syrien. Der Beschwerdefihrer wird als
Minderjahriger vom XXXX betreut. Er versteht und spricht nur wenig Deutsch.Der BeschwerdefUhrer ist gesund,
arbeitsfahig, besucht in Osterreich derzeit weder eine Schule, noch absolviert er eine Lehre. Er verfiigt iber den ihm
vom BFA mit Bescheid vom 13.11.2023, ZI. 1324002803/222855727, gewahrten Status eines subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf die arabische Republik Syrien. Der Beschwerdefihrer wird als Minderjahriger vom
rémisch XXXX betreut. Er versteht und spricht nur wenig Deutsch.

Der Beschwerdefilhrer hat in Osterreich einen Bruder mit dem Namen XXXX , dem in Osterreich der Status eines
Asylberechtigten zuerkannt, bzw. am 31.08.2021 ein Konventionspass ausgestellt wurde.Der Beschwerdefihrer hat in
Osterreich einen Bruder mit dem Namen rémisch XXXX , dem in Osterreich der Status eines Asylberechtigten
zuerkannt, bzw. am 31.08.2021 ein Konventionspass ausgestellt wurde.

1.2. Zu den Fluchtgriinden des Beschwerdefiihrers:

1.2.1. Zur in der Beschwerde behaupteten Verfolgungsgefahr infolge einer dem BF drohenden Verfolgung durch das
syrische Assad-Regime infolge einer drohenden Zwangsrekrutierung zum syrischen Assad-Militar:

Der mittlerweile 17jahrige Beschwerdeflhrer hat in Syrien keinen Militérdienst absolviert.

Sein syrisches Herkunftsgebiet mit seinem syrischen Herkunftsort Ar Raqqa befindet sich unter Kontrolle kurdischer
Milizen. Das syrische Assad-Militar bzw. das syrische Assad-Regime verfolgt, verhaftet bzw. rekrutiert aufgrund dieser
kurdischen Kontrolle dort keine wehrpflichtigen Syrer.

Soweit sich die maligeblichen Verhéltnisse nicht entsprechend verandern, ist daher davon auszugehen, dass das
syrische Assad-Militar bzw. das syrische Assad-Regime den Beschwerdeflhrer in seinem Herkunftsgebiet aktuell nicht
verfolgt. Soweit aus heutiger Sicht vorhersehbar ist, wird der Beschwerdefiihrer dort auch in naher Zukunft nicht mit
mafgeblicher Wahrscheinlichkeit wegen einer Einberufung zum syrischen Assad-Militar verfolgt. Es ist aktuell nicht
erkennbar, dass sich absehbar im Herkunftsgebiet des BF die mafigeblichen Verhaltnisse, insbesondere die kurdische
Kontrolle seines Herkunftsgebietes, verandern werden.

1.2.2. Zur vom Beschwerdefiihrer behaupteten asylrelevanten Verfolgung durch kurdische Milizen infolge einer
drohenden Zwangsrekrutierung zur kurdischen Selbstverteidigungspflicht:



Der BF war bei seiner Ausreise aus Syrien 15 Jahre alt. Er war damals aufgrund seines Alters nicht verpflichtet in Ar
Ragga den kurdischen Wehrdienst, der dort als kurdische Selbstverteidigungspflicht bezeichnet wird, zu absolvieren.
Er wurde bis zu seiner Ausreise aus Syrien auch von kurdischen Kraften nicht gezwungen, die kurdische
Selbstverteidigungspflicht zu absolvieren. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass der Beschwerdefiihrer
mit Erreichung seines 18. Lebensjahres bei einem Aufenthalt in Ar Ragga verpflichtet sein wirde, eine allenfalls auch
dann zu diesem Zeitpunkt noch bestehende kurdische Selbstverteidigungspflicht zu erfallen.

Es ist ebenso davon auszugehen, dass am 10.01.2025, wenn der Beschwerdefiihrer das 18. Lebensjahr erreichen wird,
Ar Ragqa sich noch unter kurdischer Kontrolle befinden wird.

Es ist auch davon auszugehen, dass am 10.01.2025 fir alle Manner im Alter von 18 bis 24 Jahren aus Rojava die
Verpflichtung bestehen wird, die kurdische Selbstverteidigungspflicht zu erflllen. Der BF wird ab 10.01.2025 daher
voraussichtlich verpflichtet sein, die ihn dann treffende kurdische Selbstverteidigungspflicht bei einer Anwesenheit in
Ar Raqga erfullen zu muissen. Bei einer allfalligen Weigerung zur Absolvierung der kurdischen
Selbstverteidigungspflicht konnte der Beschwerdeflhrer - vorausgesetzt er befindet sich dann Uberhaupt in Ar Raqga -
im von kurdischen Kraften kontrollierten Herkunftsort Ar Raqqa - zwangsweise dazu verpflichtet werden, und in
weiterer Folge bei einer allfalligen Weigerung deswegen auch verfolgt werden.

Dem Beschwerdeflhrer wurde mit Bescheid des BFA vom 13.11.2023, befristet auf ein Jahr der Status eines subsidiar
Schutzberechtigten hinsichtlich seines Heimatstaates Arabische Republik Syrien erteilt. Diese einjahrige Frist begann
mit der Zustellung des BFA-Bescheides am 17.11.2023 und endet damit mit Ablauf des 17.11.2024.

Angesichts seiner Minderjahrigkeit und unter Berulcksichtigung des Kindeswohls geht das erkennende Gericht im
Rahmen einer Prognoseentscheidung davon aus, dass einem vom Beschwerdefihrer bis zum 17.11.2024 zu
stellendem Antrag auf Verlangerung seines Status als subsidiar Schutzberechtigtem jedenfalls fir die Dauer seiner
Minderjahrigkeit - und damit jedenfalls bis zum Ablauf des 11.01.2025 - stattzugeben sein wird.

Damit wird vom erkennenden Gericht auch bereits an dieser Stelle hingewiesen, dass damit auszuschliel3en ist, dass
der Beschwerdefuhrer selbst als Minderjahriger in Syrien einer Rekrutierung durch eine bewaffnete Gruppierung des
syrischen Blrgerkrieges ausgesetzt ist und eine theoretische Auseinandersetzung, ob in Syrien Minderjahrige einer

Rekrutierung oder einer Zwangsrekrutierung ausgesetzt sein kénnen, unterbleiben kann.

Ob die Umstande in Syrien, weswegen dem Beschwerdefuhrer der Status eines subsididar Schutzberechtigtem erteilt
wurde, sich bis zum 10.01.2025 so weit verbessert haben werden, dass dem Beschwerdefihrer deswegen der Status
eines subsidiar Schutzberechtigten nicht mehr zu verldngern sein wird, und eine entsprechende

Aufenthaltsberechtigung in Osterreich damit endet, kann aus heutiger Sicht allenfalls nur vermutet werden.

Angesichts der nicht auszuschlielenden Mdglichkeit, dass der Status als subsidiar Schutzberechtigter dem
Beschwerdefiihrer nicht verlangert wird, hat sich das erkennende Gericht daher auch die Fragen zu stellen, ob die
festgestellte mogliche Verfolgungsgefahr (durch Kurden infolge einer verweigerten Selbstverteidigungspflicht) dann in
einem solchen Fall mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit droht, bzw., ob - falls eine solche Verfolgungsgefahr auch mit
malgeblicher Wahrscheinlichkeit droht - diese Verfolgungsgefahr in Zusammenhang mit einem in der Genfer

Flichtlingskonvention genannten Konventionsgrund steht.

Diesbezuglich gelangt das erkennende Gericht zur Auffassung, dass die oben festgestellte mégliche Verfolgungsgefahr
nicht mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit besteht, zumal der Beschwerdefihrer im Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht nicht glaubhaft gemacht hat, dass er im Falle einer Rickkehr in sein syrisches
Herkunftsgebiet bei den Kurden eine Ableistung seines Wehrdienstes im Rahmen der kurdischen
Selbstverteidigungspflicht auch tatsachlich verweigern wirde. Der BF hat lediglich behauptet, dass er die kurdische
Selbstverteidigungspflicht verweigern wirde. Der Beschwerdefiihrer vermochte diese Behauptung jedoch weder
entsprechend verbal glaubhaft darzulegen, noch auf sonstige Weise so zu untermauern, dass das erkennende Gericht
dieser Behauptung Glauben schenkt.

Selbst wenn der Beschwerdefihrer im Falle einer Rickkehr nach Ar Raqqa die kurdische Selbstverteidigungspflicht
verweigern wirde, vermag das erkennende Gericht - ausgehend von den schriftlichen AuBerungen durch den
Beschwerdefiihrer im Asyl- bzw. Beschwerdeverfahren und vor allem aus den vom BF selbst abgegebenen verbalen
AuRerungen in der Beschwerdeverhandlung am 15.02.2024 und dem Eindruck, den der BF in dieser



Beschwerdeverhandlung hinterlassen hat, keinen Zusammenhang zu einem in der Genfer Flichtlingskonvention
genannten Konventionsgrund zu erkennen. Der BF vermochte insbesondere auch nicht darzulegen, dass eine
Verweigerung der kurdischen Selbstverteidigungspflicht, die der BF nicht glaubhaft gemacht hat, insbesondere
aufgrund einer verinnerlichten politischen Gesinnung gegenuber den kurdischen Behdrden bzw. den kurdischen
Milizen erfolgen wirde.

1.2.3. Exkurs: Die syrische Selbstverteidigungspflicht:

Im Zuge des in Syrien herrschenden Burgerkrieges hat sich das syrische Assad-Regime aus mehreren Teilen Syriens
zurlickgezogen und kurdische Einheiten haben in einem dieser Teile, der von den Kurden auch als ,Rojava“ bezeichnet
wird, die politische, verwaltungsmafige und auch militdrische Kontrolle tbernommen. Auch das Herkunftsgebiet des
Beschwerdefiihrers rund um die Stadt Ar Raqqa gehdrt zu diesem Teil Syriens.

Rojava, ist eine de facto autonome Region im Nordosten Syriens, die aus selbstverwalteten Unterregionen in den
Gebieten Afrin, Dschazira, Euphrat, Ragga, Tabagah, Manbij und Deir Ez-Zor besteht. Die Region erlangte ihre de-facto-
Autonomie im Jahr 2012 im Kontext des anhaltenden Rojava-Konflikts und des umfassenderen syrischen Birgerkriegs,
an dem ihre offiziellen Streitkrafte, die Syrischen Demokratischen Krafte (SDF), teilgenommen haben.

Das syrische Assad-Regime hat die Auonomie von Rojava nicht offiziell anerkannt und seinen eigenen Anspruch auf
Auslibung der vollen Staatsgewalt auch in Rojava nicht offiziell aufgegeben. De facto besteht jedoch eine Vereinbarung
zwischen dem syrischen Assad-Regime mit den Kurden, dass das syrische Assad-Regime in Rojava die Staatsgewalt
nicht austbt und in der Regel weder dort befindliche wehrpflichtige Syrer zwangsweise rekrutiert, noch dort
befindliche Deserteure des Assad-Militars festnimmt bzw. verhaftet. Damit sind wehrpflichtige Syrer in Rojava in der
Regel vor einer Verfolgung durch das Assad-Militdr oder Behoérden des Assad-Regimes wegen einer zwangsweisen
Rekrutierung zum syrischen Assad-Militdr oder wegen einer allfélligen Desertion vom syrischen Assad-Militar
weitgehend sicher.

Die kurdische Selbstverteidigungspflicht ist die von den Kurden selbst verordnete Verpflichtung zur Absolvierung einer
einjahrigen kurdischen Wehrpflicht. Im Juni 2019 ratifizierte die AANES ein Gesetz zur Selbstverteidigungspflicht, das
den verpflichtenden Militardienst regelt. Am 04.09.2021 wurde das Dekret Nr. 3 erlassen, welches die Wehrpflicht auf
Manner im Alter zwischen 18 und 24 Jahren beschrankt. Alle ethnischen Gruppen und auch staatenlose Kurden sind
zum Wehrdienst verpflichtet. Araber wurden urspringlich nicht zur Selbstverteidigungspflicht eingezogen, dies hat sich
allerdings seit 2020 nach und nach geandert.

Das Gesetz zur ,Selbstverteidigungspflicht” stoRt insbesondere bei vielen jungen Mannern, welche die vom Regime
kontrollierten Gebiete verlassen hatten, um diesem Militardienst zu entgehen, auf Ablehnung. Im Jahr 2021 hat die
Wehrpflicht besonders in den &stlichen landlichen Gouvernements Deir ez-Zor und Raqqa Proteste ausgeldst. Am
01.06.2021 wurden in Manbij ca. 10 Personen bei einem Protest getdtet, dessen Ausldser eine Reihe von Razzien der
SDF auf der Suche nach wehrpflichtigen Mannern war. Am 02.06.2021 einigten sich die SDF, der Militdrrat von Manbij
und der Zivilrat von Manbij mit Stammesvertretern und lokalen Persdnlichkeiten auf eine deeskalierende
Vereinbarung, die vorsieht, die Rekrutierungskampagne einzustellen, wahrend der Proteste festgenommene Personen
freizulassen und eine Untersuchungskommission zu bilden, um diejenigen, die auf Demonstranten geschossen hatten,
zur Rechenschaft zu ziehen. Diese Einigung resultierte nach einer Rekrutierungspause in der Herabsetzung des
Alterskriteriums auf 18 bis 24 Jahre, was spater auf die anderen Gebiete ausgeweitet wurde. Im Allgemeinen werden
die Manner nach einem Jahr aus dem Dienst entlassen. In Situationen héherer Gewalt kann die Dauer des Wehrdiensts
verlangert werden, was je nach Gebiet entschieden wird.

Was den Zwangsbeitritt zur kurdischen Selbstverteidigungspflicht betrifft, gibt es aufgrund des Gesetzes zur
Selbstverteidigungspflicht  offiziell eine Gleichbehandlung; Araber, die sich dem Dienst in den
Selbstverteidigungskraften entziehen, werden jedoch nicht im gleichen Ausmall zum Beitritt gezwungen, wie Kurden.
In der AANES zeigt man gegenuber Arabern mehr Flexibilitdt, um einen Aufstand zu vermeiden. Arabische
Stammesfihrer haben lokal die Macht und kdnnen fir bestimmte junge Araber Ausnahmen und Aufschiebungen
erwirken. In den vornehmlich arabisch besiedelten Stammesregionen von Deir ez-Zor haben die SDF beispielsweise
nicht die Kapazitat, eine direkte Rekrutierung wie in der Provinz Hasaka durchzusetzen.

Die Absolventen der Selbstverteidigungspflicht werden nicht Mitglieder der kampfenden Truppe kurdischer Einheiten.
Die Selbstverteidigungseinheiten [Hézén Xweparastiné, HXP] sind eine von den SDF separate Streitkraft, die vom



Demokratischen Rat Syriens (Syrian Democratic Council, SDC) verwaltet wird und Uber eigene Militarkommandanten
verfuigt. Die SDF weisen den HXP allerdings Aufgaben zu und bestimmen, wo diese eingesetzt werden sollen. Die HXP
gelten als Hilfseinheit der SDF. In den HXP dienen Wehrpflichtige wie auch Freiwillige, wobei die Wehrpflichtigen ein
symbolisches Gehalt erhalten. Die Rekrutierung von Mannern und Frauen in die kdimpfenden SDF erfolgt dagegen
freiwillig.

Die Selbstverteidigungskrafte werden im Allgemeinen nicht in kurdischen Kampfhandlungen eingesetzt. Die Einsatze
der Rekruten im Rahmen der Selbsverteidigungspflicht erfolgen normalerweise in Bereichen wie Nachschub oder
Objektschutz (z.B. Bewachung von Gefangnissen wie auch jenes in al-Hassakah, wo es im Janner 2022 zu dem
Befreiungsversuch des sogenannten Islamischen Staats (IS) mit Kampfhandlungen kam). Eine Versetzung an die Front
erfolgt fallweise auf eigenen Wunsch, ansonsten werden die Rekruten nur bei Bedarf im Konfliktfall an die Front
verlegt, wie z. B. bei den Kampfen gegen den IS 2016 und 2017 in Raqga. Gerade in den letzten Jahren, nachdem die
SDF offiziell bekanntgegeben hat, dass der IS besiegt wurde, gibt es keine Kampfhandlungen mehr, bei denen
Absolventen im Rahmen der Selbstverteidigungspflicht an militédrischen Auseinandersetzungen an einer nicht mehr

vorhandenen Front eingesetzt wurden.

Es gibt keine Berichte, wonach es durch Absolventen der syrischen Selbstverteidigungspflicht zu Ubergriffen auf
Zivilisten gekommen ist. Nicht-kurdische ethnische Minderheiten werden wahrend ihres Dienstes im Rahmen der
kurdischen Selbstverteidigungspflicht nicht diskriminiert.

Verweigerer der kurdischen Selbstverteidigungspflicht und Deserteure des obligatorischen Selbstverteidigungsdienstes
werden - manchmal nach einer kurzen Inhaftierung - wieder in den Dienst zurlickgeschickt. Es gibt keine Berichte Uber
Misshandlungen wahrend der Inhaftierung. Je nach den Umstanden der Desertion kdnnen Deserteure strafrechtlich
verfolgt werden. Flucht und Desertion haben fur die Familien der Deserteure keine anderen Folgen als eine mégliche
Befragung. Eine Verweigerung der kurdischen Selbstverteidigungspflicht wird auch von der kurdischen
Autonomiebehdrde nicht als Ausdruck einer bestimmten politischen Gesinnung gesehen. Konsequenz einer Desertion
kann eine Verlangerung des Militdrdienstes um einige Wochen sein.

Der Beschwerdefuhrer lehnt einen Einsatz im Rahmen der kurdischen Selbstverteidigungspflicht ab, ohne jedoch auch
nur geringe Kenntnisse Uber die kurdische Selbstverteidigungspflicht, insbesondere was den Einsatz und die Aufgaben
im Rahmen der kurdischen Selbstverteidigungspflicht und die politischen Hintergrinde betrifft, zu haben.

Der Beschwerdefuhrer hat kein Wissen Uber das politische Geschehen in Syrien bzw. Uber politische und militérische
Auseinandersetzungen, in die kurdische Milizen in Syrien aktuell verstrickt sind.

Das erkennende Gericht ist in der gegenstandlichen Angelegenheit zur Auffassung gelangt, dass der minderjahrige
Beschwerdefiihrer von seiner Mutter und/oder weiteren vom BF nicht benannten Verwandten zu einer Flucht aus
wirtschaftlichen Uberlegungen angehalten wurde.

Der Beschwerdefuhrer vermochte nicht glaubhaft machen, dass er sich aus Griinden einer verinnerlichten politischen
Uberzeugung bei Erreichen seines 18. Lebensjahres weigert bzw. weigern wirde, der kurdischen
Selbstverteidigungspflicht nachzukommen. Der Beschwerdefuhrer hat kaum Kenntnisse Uber politische
Gegebenheiten in der Arabischen Republik Syrien bzw. hinsichtlich der kurdischen Selbstverwaltung in Rojava.
Abgesehen davon, dass das erkennende Gericht auch im Rahmen einer Prognoseentscheidung keine dem BF
drohende Verfolgungsgefahr zu erkennen bzw. festzustellen vermag, liegt nach Auffassung des erkennenden Gerichtes
auch ein Zusammenhang mit einem in der Genfer Flichtlingskonvention enthaltenen Konventionsgrund nicht vor.

Auch das Vorbringen des BF, niemanden toten zu wollen und selbst nicht getdtet zu werden bzw. der Umstand, dass
ein Bruder von ihm in Osterreich (iber den Status eines Asylberechtigten verfiigt, kann vom erkennenden Gericht nicht
mit einer Verfolgungsgefahr bzw. einer auf einem Konventionsgrund beruhenden Verfolgungsgefahr in
Zusammenhang gebracht werden. Der Beschwerdefiihrer hat den Eindruck hinterlassen, dass er derartige
AuRerungen eingelernt bzw. trainiert hat, in der Hoffnung, dass er damit das erkennende Gericht damit veranlasst, ihm
den Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen. Warum ihm als Familienangehdrigem seines in Osterreich
befindlichen Bruders der Status eines Asylberechtigten zu gewahren sei, ist dem erkennenden Gericht ebenfalls nicht
erschlielbar. Viel mehr ware eigentlich zu hinterfragen, warum seinem Bruder XXXX der Status eines Asylberechtigten
zuerkannt wurde, und ob Uberhaupt ein entsprechender Grund jemals vorgelegen ist, bzw. immer noch gegeben ist.
Allenfalls stiinde namlich mit der syrischen Stadt Ar Raqqga fur XXXX und moglicherweise auch fur den



Beschwerdefiihrer selbst eine innerstaatliche Fluchtalternative zur Verfligung. Die in der vorliegenden Entscheidung
vom BFA vorgetragenen Argumente, warum dem BF der Status eines subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde,
sind dulerst knapp, nichtssagend und inhaltsleer.Auch das Vorbringen des BF, niemanden téten zu wollen und selbst
nicht getoétet zu werden bzw. der Umstand, dass ein Bruder von ihm in Osterreich (ber den Status eines
Asylberechtigten verfugt, kann vom erkennenden Gericht nicht mit einer Verfolgungsgefahr bzw. einer auf einem
Konventionsgrund beruhenden Verfolgungsgefahr in Zusammenhang gebracht werden. Der Beschwerdeflihrer hat
den Eindruck hinterlassen, dass er derartige AuRerungen eingelernt bzw. trainiert hat, in der Hoffnung, dass er damit
das erkennende Gericht damit veranlasst, ihm den Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen. Warum ihm als
Familienangehérigem seines in Osterreich befindlichen Bruders der Status eines Asylberechtigten zu gewéhren sei, ist
dem erkennenden Gericht ebenfalls nicht erschliel3bar. Viel mehr ware eigentlich zu hinterfragen, warum seinem
Bruder romisch XXXX der Status eines Asylberechtigten zuerkannt wurde, und ob Uberhaupt ein entsprechender
Grund jemals vorgelegen ist, bzw. immer noch gegeben ist. Allenfalls stinde namlich mit der syrischen Stadt Ar Raqqga
far rémisch XXXX und moglicherweise auch fur den Beschwerdefuhrer selbst eine innerstaatliche Fluchtalternative zur
Verflgung. Die in der vorliegenden Entscheidung vom BFA vorgetragenen Argumente, warum dem BF der Status eines
subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, sind dulRerst knapp, nichtssagend und inhaltsleer.

Fir das erkennende Gericht ist auch nicht nachvollziehbar bzw. erkennbar, warum der BF wegen ,seiner politische
Gesinnung” oder auch wegen einer allfalligen unterstellten politischen Gesinnung von irgend jemandem bei einer
allfalligen Rickkehr in sein syrisches Herkunftsgebiet verfolgt werden wirde. Auch ist dem erkennenden Gericht unter
Berucksichtigung der sich aus Art. 10 Abs. 1 lit. d der Richtlinie 2011/95/EU ergebenden Definition zur sozialen Gruppe
nicht erschlieBbar, dass eine ,soziale Gruppe der Jungen im wehrfahigen Alter” Uberhaupt bestehen kann, bzw. der BF
einer solchen sozialen Gruppe auch angehort.Fur das erkennende Gericht ist auch nicht nachvollziehbar bzw.
erkennbar, warum der BF wegen ,seiner politische Gesinnung” oder auch wegen einer allfalligen unterstellten
politischen Gesinnung von irgend jemandem bei einer allfalligen Rickkehr in sein syrisches Herkunftsgebiet verfolgt
werden wuirde. Auch ist dem erkennenden Gericht unter Berucksichtigung der sich aus Artikel 10, Absatz eins, Litera d,
der Richtlinie 2011/95/EU ergebenden Definition zur sozialen Gruppe nicht erschlie3bar, dass eine ,soziale Gruppe der

Jungen im wehrfahigen Alter” Gberhaupt bestehen kann, bzw. der BF einer solchen sozialen Gruppe auch angehort.
1.3. Erreichbarkeit des Herkunftsgebietes des BF aus Osterreich:

Der Beschwerdefiihrer kénnte die syrisch-tiirkische Grenze von Osterreich aus auf dem Landweg (iber den Balkan,
Griechenland und die Ttirkei erreichen. Er kénnte zu den offenen bzw. zeitweise offenen Grenzibergangen zwischen

der Turkei und Nord-Syrien, wie Bab al-Hawa, Hamam, Bab as-Salam, ar-Rai, Jarabulus oder Tal Abyad reisen.

Die Grenzubergange zwischen der Turkei und Nordwestsyrien werden auf der syrisch

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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